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1. Rechtsgrundlage 

Der Gesetzgeber hat durch die §§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 und 101 SGB V dem G-BA 
die Befugnis zur Normkonkretisierung im Bereich der vertragsärztlichen Bedarfsplanung 
durch Erlass von Richtlinien übertragen. Der G-BA ist beauftragt, die erforderlichen 
Vorschriften für eine funktionsfähige und deren Sinn und Zweck verwirklichende 
Bedarfsplanung zu schaffen. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Zur Darstellung der Zuordnung der Gemeinden zu den Mittelbereichen in der Abgrenzung 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) enthält Anlage 3.1 der 
Bedarfsplanungs-Richtlinie (BPL-RL) einen  Internetlink, welcher den Zugriff auf eine 
Referenzdatei auf der Homepage des G-BA ermöglicht. Bei der Neufassung der BPL-RL 
wurde diese Form der Darstellung gewählt, um den Umfang des Richtlinientexts angesichts 
der erforderlichen Zuordnung von ca. 12.000 Gemeinden zu begrenzen.  

Da die Abgrenzung des BBSR der Gemeinden zu den Mittelbereichen zum Zeitpunkt der 
Richtlinienerstellung auf dem Gebietsstand 31.12.2009 basierte, konnte keine jüngere 
Abgrenzung zugrunde gelegt werden.  

Zwischenzeitlich hat das BBSR eine Abgrenzung mit dem Stand 31.12.2010 veröffentlicht, 
auf deren Basis die Referenzdatei angepasst wurde, um eine aktuellere Grundlage für die 
Ermittlungen zum Stand der vertragsärztlichen Versorgung sowie für die Feststellungen zur 
Überversorgung und Unterversorgung zur Verfügung zu stellen.  

Das ursprünglich in der Anlage 4.2 enthaltene Rechenbeispiel für die Ermittlung des 
korrigierten Versorgungsgrads mithilfe des Demografiefaktors nach § 9 BPL-RL enthielt 
offensichtliche Berechnungsfehler, welche redaktionell korrigiert wurden. 

 

3. Würdigung der Stellungnahmen 

Die Bundesärztekammer (BÄK) hat in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 20. März 2013 
keine Änderungshinweise zum Beschlussentwurf vorgebracht. 

Die Bundepsychotherapeutenkammer (BPtK) hat in ihrer schriftlichen Stellungnahme vom 
20. März 2013 Argumente vorgetragen, welche in keinem unmittelbaren Bezug zum 
Stellungahmegegenstand stehen. Sie wendet sich nicht gegen eine Änderung der Anlagen 
3.1 und 4.2, sondern plädiert für eine Änderung des § 9 Abs. 2 BPL-RL mit dem Ziel, dass 
der Demografiefaktor auf die Arztgruppe der Psychotherapeuten keine Anwendung findet. 

Aufgrund der vorgetragenen Argumente zu den zur Stellungnahme gestellten 
Beschlussinhalten ergibt sich keine Notwendigkeit für Änderungen im Beschlussentwurf. 

 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Durch die im Beschluss enthaltenen Änderungen wurden keine Informationspflichten für 
Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel 
Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) begründet, geändert oder abgeschafft. Daher entfällt 
eine Bürokratiekostenermittlung nach 1. Kapitel § 5a VerfO i. V. m. § 91 Abs. 10 SGB V. 
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5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

18.01.2013 UA BPL Einrichtung und Beauftragung einer Arbeitsgruppe 
Neuregelungen  

18.02.2013 UA BPL Beratung der Ergebnisse der AG 

  Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor 
abschließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel 
§ 10 VerfO) / zur Umsetzung von weiteren gesetzlichen 
Beteiligungsrechten über eine Änderung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie 

07.03.2013  Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach 
vorhergehender schriftlicher Abstimmung der Endfassung der 
Tragenden Gründe 

22.03.2013 UA BPL Auswertung der Stellungnahmen (von einer Anhörung wurde 
aufgrund eines entsprechenden Verzichts der 
Stellungnahmeberechtigten  abgesehen) 

22.03.2013 UA BPL • Abschluss der vorbereitenden Beratungen 

• Beschluss der Beschlussunterlagen 
(Beschlussentwurf, Tragende Gründe) 

18.04.2013 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine 
Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 
erforderlichen Prüfung des Bundesministeriums für 
Gesundheit / Auflage 

TT.MM.JJJJ XY ggf. weitere Schritte gemäß VerfO soweit sie sich aus dem 
Prüfergebnis gemäß § 94 Abs. 1 SGB V des BMG ergeben 

TT.MM.JJJJ  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ  Inkrafttreten 

Berlin, den 18. April 2013 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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6. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
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